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aus aufgrund eines Zahlungsauftrags des Versiche-
rungsträgers durch Überweisung auf ein Konto des 
Versicherten am letzten banküblichen Arbeitstag des 
Vormonats ausgezahlt. Eine Zustellung der Rente, 
z. B. durch Briefträger, ist aber auch weiterhin mög-
lich, wenn der Berechtigte wegen hohen Alters oder 
Gebrechlichkeit dies beantragt. Auch die jährlichen 
Anpassungen werden im Übrigen regelmäßig von 
der Deutschen Bundespost durchgeführt, so weit sich 
nicht im Einzelfall Besonderheiten ergeben.

386 Um ab dem Jahr 2004 den Beitragssatz von 
19,5% beibehalten zu können, wurde mit dem 3. 
Gesetz zur Änderung des SGB VI und anderer Ge-
setze die Auszahlung der Renten für die Renten, die 
ab dem 1. April 2004 zugehen, auf das Monatsende 
verlegt. Für alle Renten, die vor dem 1. April 2004 
begonnen haben, verbleibt es allerdings wie bisher 
bei der Zahlung der Renten zum Monatsbeginn im 
Voraus, weil sich in diesen Fällen die Rentner auf 
die regelmäßige Auszahlung der Renten im Voraus 
eingestellt haben. Den Rentnerinnen und Rentnern, 
deren Renten erst ab dem 1. April 2004 beginnen, 
fließen in aller Regel noch zum Ende des Monats 
ihrer Erwerbstätigkeit Arbeitsentgelt bzw. Arbeits-
einkommen zu, wenn sie unmittelbar aus einer Er-
werbstätigkeit in den Ruhestand treten. In den Fällen, 
in denen unmittelbar vor Beginn der Rente der Le-
bensunterhalt durch andere Einkunftsquellen gedeckt 
wurde, dienen diese Einkunftsquellen bis zu dem 
nun maßgebenden Auszahlungstermin weiterhin als 
Grundlage für den Lebensunterhalt. Mit dem neuen 
Rentenauszahlverfahren gilt nun für die Renten, die 
nach dem 31. März 2004 begonnen haben oder be-
ginnen, der gleiche Auszahlungszeitpunkt wie bei der 
Auszahlung von anderen Lohnersatzleistungen, z. B. 
dem Arbeitslosengeld.

387 Ein neuer Rentenbeginn kann nicht dadurch her-
beigeführt werden, dass bei Bezug einer Altersrente 
(z. B. eine Altersrente nach Arbeitslosigkeit oder nach 
Altersteilzeitarbeit ab vollendetem 60. Lebensjahr) 
eine neue Altersrente (z. B. eine Altersrente an lang-
jährig versicherte ab vollendetem 63. Lebensjahr) be-
ansprucht werden kann. Nach rechtlich verbindlicher 
Bewilligung einer Altersrente ist der Wechsel in eine 
Rente wegen verminderter Erwerbsfähigkeit oder in 
eine andere Altersrentenart ausgeschlossen.

Fremdrentenrecht

388 Die rentenrechtlichen Ansprüche der Flüchtlinge, 
Vertriebenen, Aussiedler sowie derjenigen, die vor 

Öffnung der deutsch-deutschen Grenze aus der DDR 
in das alte Bundesgebiet übergesiedelt sind, sind im 
Fremdrentengesetz geregelt. Das Fremdrentenrecht 
ging ursprünglich vom Entschädigungsprinzip aus, 
d. h. die Rentenversicherung trat danach für den 
Verlust der im Herkunftsgebiet erworbenen Ver-
sorgungsanwartschaften grundsätzlich nur in dem 
Umfang und der Höhe der Leistungen ein, wie 
Ansprüche in der früheren Heimat erworben waren. 
1959 wurde das Entschädigungsprinzip vom Einglie-
derungsprinzip abgelöst. Danach werden Zuwanderer 
so in das bundesdeutsche Rentenversicherungssystem 
einbezogen, als ob sie ihr bisheriges Berufsleben statt 
im Herkunftsland in der Bundesrepublik Deutschland 
zurückgelegt hätten.

389 Nach den zum Fremdrentenrecht im Vertrag vom 
18. Mai 1990 über die Schaffung einer Währungs-, 
Wirtschafts- und Sozialunion getroffenen Vereinba-
rungen findet für Übersiedler, die nach dem 18. Mai 
1990 – dem Tag der Unterzeichnung des Vertrages 
– ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Gebiet der 
ehemaligen DDR aufgegeben und im früheren Bun-
desgebiet genommen haben, das Fremdrentengesetz 
keine Anwendung mehr. Gleiches gilt generell auch 
für alle rentenrechtlichen Zeiten, die nach diesem 
Stichtag bis zum Beitritt der DDR zur Bundesrepu-
blik Deutschland am 3. Oktober 1990 im Gebiet der 
ehemaligen DDR zurückgelegt worden sind. An die 
Stelle der Zahlung einer nach dem Fremdrentenrecht 
ermittelten Rente für die im Gebiet der ehemaligen 
DDR zurückgelegten Zeiten tritt die nach Maßgabe 
der für die neuen Bundesländer geltenden besonde-
ren Übergangsregelungen (Rdnr. 653 ff) berechnete 
Rente. Für den Ausschluss des Fremdrentenrechts 
war maßgebend, dass seit der Sozialunion das Net-
torentenniveau in den neuen Bundesländern mit 
dem Nettorentenniveau in den alten Bundesländern 
vergleichbar ist.

390 Fremdrentner sind nunmehr insbesondere die 
vertriebenen Arbeiter und Angestellten aus den Ver-
treibungsgebieten sowie die Deutschen, die aus dem 
Ausland zurückgekehrt sind und aus kriegsbedingten 
Gründen den zuständigen Versicherungsträger im 
Ausland nicht in Anspruch nehmen können. Auch 
die aus Osteuropa zuwandernden volksdeutschen 
Aussiedler werden generell Vertriebenen gleich 
gestellt und erwerben daher Ansprüche nach dem 
Fremdrentengesetz.

391 Anrechenbar sind nach dem Fremdrentenge-
setz alle Beitragszeiten, die ein Fremdrentner im 
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Stadtverwaltungen, den Versicherungsämtern, den 
Krankenkassen und den Gewerkschaften erfragt wer-
den. Für die Deutsche Rentenversicherung Bund sind 
über 1.800 Versichertenälteste ehrenamtlich tätig, bei 
den Regionalträgern (bis zum 30. September 2005 
als Landesversicherungsanstalt bezeichnet) sind es 
vermutlich ebenso viele. In der knappschaftlichen 
Rentenversicherung nehmen über 1400 Knappschaft-
sälteste die Interessen der Versicherten wahr.

Übergangsregelungen für die 
neuen Bundesländer

Grundsätze der Rentenüberleitung auf die 
neuen Bundesländer

614 Mit dem Renten-Überleitungsgesetz wurde 
das Rentenrecht in der Fassung des Rentenreform-
gesetzes 1992, das am 1. Januar 1992 in den alten 
Bundesländern in Kraft getreten ist, zum gleichen 
Zeitpunkt auf die neuen Bundesländer übergeleitet. 
Damit ist am 1. Januar 1992 das im SGB VI geregelte 
Rentenrecht gleichzeitig in den alten und neuen Bun-
desländern in Kraft getreten. In das SGB VI wurden 
für die neuen Bundesländer dort spezielle Über-
gangsregelungen aufgenommen, wo rentenrelevante 
Lebenssachverhalte in die Regelungssystematik des 
Gesetzes einzubinden waren, die im Rentensystem 
der ehemaligen DDR eine völlig andere Einordnung 
erfahren hatten. 

615 Durch Artikel 30 Abs. 5 des Einigungsvertrages 
war vorgegeben, dass Angehörige rentennaher Jahr-
gänge Renten nach dem Recht der ehemaligen DDR 
erhalten sollen, wenn sich nach diesem Recht eine 
höhere Rente als die nach dem SGB VI berechnete 
Rente ergibt oder wenn ein Rentenanspruch nur nach 
diesem Recht, nicht aber nach dem SGB VI bestan-
den hätte. Mit Artikel 2 des Renten-Überleitungsge-
setzes wurde diese Vorgabe des Einigungsvertrages 
umgesetzt, indem dort umfassend die Regelungen 
des Rentenrechts der ehemaligen DDR aufgenom-
men wurden.

616 Artikel 3 des Renten-Überleitungsgesetzes 
enthält das Anspruchs- und Anwartschaftsüberfüh-
rungsgesetz – AAÜG –. Dieses Gesetz regelt die 
Überführung der in den Zusatz- und Sonderversor-
gungssystemen der ehemaligen DDR erworbenen 
Ansprüche und Anwartschaften in die gesetzliche 
Rentenversicherung.

Versicherter Personenkreis

617 Im Hinblick darauf, dass sowohl nach den versi-
cherungsrechtlichen Bestimmungen der neuen Bun-
desländer als auch nach den versicherungsrechtlichen 
Bestimmungen der alten Bundesländer alle gegen 
Arbeitsentgelt Beschäftigte der Versicherungspflicht 
in der Rentenversicherung unterliegen, haben sich 
für Arbeitnehmer keine besonderen Regelungen 
ergeben.

618 Ganz anders verhält es sich demgegenüber bei 
den selbständig und freiberuflich Tätigen. Während 
dieser Personenkreis grundsätzlich bis zum 31. 
Dezember 1991 generell der Versicherungspflicht 
unterlag, sehen die entsprechenden Regelungen im 
SGB VI nur für besondere Gruppen von Selbstän-
digen die Versicherungspflicht kraft Gesetzes vor. 
Kraft Gesetzes versicherungspflichtig sind z. B. 
Lehrer, Erzieher und Pflegepersonen, die in ihrem 
Betrieb keine versicherungspflichtigen Arbeitnehmer 
beschäftigen, selbständig tätige Hebammen und 
Entbindungspfleger, Künstler, Publizisten, Hausge-
werbetreibende, Küstenfischer und -schiffer sowie 
in der Handwerksrolle eingetragene Handwerker. Für 
die übrigen Selbständigen besteht keine gesetzliche 
Versicherungspflicht.

619 Nur dann, wenn in den neuen Bundesländern 
eine selbständige Erwerbstätigkeit erstmalig nach 
dem 31. Juli 1991 – dem Tag der Verkündung des 
Renten-Überleitungsgesetzes – aufgenommen wor-
den ist, unterlag der Selbständige auch schon vor 
dem 1. Januar 1992 nicht mehr der generellen 
Versicherungspflicht nach den Bestimmungen des 
ehemaligen DDR-Rechts. In diesem Fall trat Versi-
cherungspflicht nur dann ein, wenn der Selbständige 
zu dem Personenkreis gehört hat, für den auch nach 
dem SGB VI Versicherungspflicht in der gesetzlichen 
Rentenversicherung bestand.

620 Ohne ergänzende Regelungen zur gesetzlichen 
Versicherungspflicht von Selbständigen und deren 
mitarbeitenden Ehegatten hätte für diejenigen, die 
vor 1992 eine versicherungspflichtige, selbständige 
Erwerbstätigkeit aufgenommen hatten, für die nach 
den Regelungen zum versicherungspflichtigen Per-
sonenkreis im SGB VI Versicherungspflicht nicht 
mehr bestanden hätte, die Versicherungspflicht am 
31. Dezember 1991 enden müssen. Da dies einen 
nicht hinzunehmenden Eingriff in die bisherige Le-
bensplanung der Betroffenen bedeutet hätte, besteht 
für diejenigen Selbständigen, die nicht zu dem nach 
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wird. Das Tabellenwerk ordnet Entgelte für jedes Ka-
lenderjahr ab 1950 nach fünf Qualifikationsgruppen 
und in jeweils 23 Wirtschaftsbereiche unterteilend 
zu. Die Tabellenwerte geben dabei die tatsächliche 
Entgeltsituation in einer typisierenden Betrachtung 
wieder. Das für die Rentenberechnung maßgebende 
Entgelt wird ermittelt, indem die vom Versicherten 
ausgeübte Beschäftigung einem der 23 Wirtschafts-
bereiche und der Versicherte einer der fünf Qualifika-
tionsgruppen zugeordnet wird.

Die fünf Qualifikationsgruppen

– Qualifikationsgruppe 1: 
Hochschulabsolventen

– Qualifikationsgruppe 2: 
Fachschulabsolventen

– Qualifikationsgruppe 3: 
Meister

– Qualifikationsgruppe 4: 
Facharbeiter

– Qualifikationsgruppe 5: 
Angelernte und ungelernte Tätigkeiten

Wirtschaftsbereiche

– Energie- und Brennstoffindustrie

– Chemische Industrie

– Metallurgie

– Baumaterialienindustrie

– Wasserwirtschaft

– Maschinen- und Fahrzeugbau

– Elektrotechnik/Elektronik/Gerätebau

– Leichtindustrie (ohne Textilindustrie)

– Textilindustrie

– Lebensmittelindustrie

– Bauwirtschaft

– Sonstige produzierende Bereiche

– Produzierendes Handwerk

– Land- und Forstwirtschaft

– Verkehr

– Post- und Fernmeldewesen

– Handel

– Bildung, Gesundheitswesen, Kultur und 
Sozialwesen

– Wissenschaft, Hoch- und Fachschulwesen

– Staatliche Verwaltung und Gesellschaftliche 
Organisationen

– Sonstige nicht produzierende Bereiche

– Landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaften

– Produktionsgenossenschaften des Handwerks

Vertrauensschutz für Übersiedler

666 Für Versicherte, die ihren gewöhnlichen Aufent-
halt am 18. Mai 1990 – dem Tag der Unterzeichnung 
des Staatsvertrages zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der DDR zur Herstellung einer 
Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion – im Gebiet 
der alten Bundesrepublik hatten und vor dem 1. Janu-
ar 1937 geboren sind, wird bei der Ermittlung der 
Entgeltpunkte aus Beschäftigungszeiten in den neuen 
Bundesländern nicht das tatsächlich erzielte Arbeits-
entgelt für die in der ehemaligen DDR bis zum 18. 
Mai 1990 zurückgelegten Zeiten, sondern die sich bei 
Anwendung des Fremdrentenrechts ergebenden Ent-
gelte berücksichtigt. Das Fremdrentenrecht ordnet 
den in der ehemaligen DDR zurückgelegten Beschäf-
tigungszeiten mit Hilfe von Tabellenwerten Entgelte 
zu, die Versicherte in vergleichbaren Beschäftigun-
gen in der alten Bundesrepublik durchschnittlich 
verdient haben. Bei dieser Regelung handelt es sich 
um eine Vertrauensschutzregelung für Versicherte, 
die vor Beginn des Einigungsprozesses aus der DDR 
in die Bundesrepublik übergesiedelt sind und die zum 
Zeitpunkt der Rentenleitung bereits den rentennahen 
Geburtsjahrgängen angehört haben. Für diesen Perso-
nenkreis soll es bei der alten Rechtslage verbleiben.

Freiwillige Beiträge nach der Verordnung 
vom 28. Januar 1947

667 Nach der Verordnung über die freiwillige und 
zusätzliche Versicherung in der Sozialversicherung 
in der früheren DDR bestand ab dem 1. Februar 1947 
die Möglichkeit, freiwillige Beiträge zu zahlen. Den 
nach dieser Verordnung gezahlten Beiträgen sind für 
die Ermittlung von Entgeltpunkten in einer Tabelle 
(Anlage 11 zum SGB VI) jeweils Entgelte zugeord-
net. Für die Zeit ab dem 1. Januar 1962 muss jedoch 
mindestens ein Beitrag in Höhe von 15 Mark/Monat 
gezahlt worden sein, um ein entsprechendes Entgelt 
zuordnen zu können. Denn Beiträge unter 15 Mark/


